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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit (13. Ausschuß) 
zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeiegten 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Ergänzung der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70 durch Einführung neuer Bestimmungen 
über die önologischen Verfahren 

— Drucksache 7/752 — 


A. Problem 

Die EG-Kommission ist der Auffassung, daß die bisher erlasse- 
nen Verordnungen ein reibungsloses Funktionieren der ge- 
meinsamen Marktorganisation für Wein noch nicht gewähr- 
leisten. 


B. Lösung 

Die Kommission hat dementsprechend eine Verordnung (EWG) 
vorgeschlagen, die zusätzliche gemeinsame Regeln, vor allem 
für die Zusammensetzung und Behandlung der Weine (önologi- 
sche Verfahren), enthält. 


C. Alternativen 

Alternativen wurden nicht in Betracht gezogen. 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht belastet. 
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A. Bericht des Abgeordneten Braun 


Der Verordnungsvorschlag wurde vom Präsiden- 
ten des Deutschen Bundestages, entsprechend dem 
Beschluß des Bundestages vom 25. Juni 1959, am 
15. Juni 1973 dem Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit federführend sowie dem Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mitbe- 
ratend überwiesen. Nachdem die Stellungnahme des 
Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten vom 3. Oktober 1973 vorlag, hat sich der 
Ausschuß in seiner Sitzung am 17. Oktober 1973 
anschließend mit dem Verordnungsvorschlag befaßt. 

Der Ausschuß hat festgestellt, daß bei den vor- 
gesehenen önologischen Verfahren verschiedene 
Stoffe, die in der Bundesrepublik Deutschland nicht 
zulässig sind, zugelassen werden und daß umge- 
kehrt einige in der Bundesrepublik zugelassene 
Stoffe künftig verboten sein sollen. Nach Auffas- 
sung des Ausschusses fehlt im übrigen die notwen- 
dige Festlegung von Reinheitsanforderungen. 

Die Bundesregierung sollte dem Verordnungsvor- 
schlag aus diesem Grunde erst dann zustimmen, 
wenn er eine Fassung erhalten hat, die den deut- 
schen weinrechtlichen Vorschriften weitestgehend 
entspricht. Die Bundesregierung sollte insbesondere 
dafür eintreten, daß 

a) der in Artikel 1 des Vorschlags vorgesehene 
Grenzwert von 19 Milli-Äquivalent an flüchtiger 
Säure für deutsche Qualitätsweine mit den Prä- 


dikaten Beerenauslese und Trockenbeerenaus- 
lese auf 25 Milli-Äquivalent angehoben wird; 

b) in Abweichung von Artikel 28 b Abs. 4 in der 
Fassung des Artikels 2 des Verordnungsvor- 
schlags die Bestimmung der önologischen Ver- 
fahren und Behandlungen, die nicht angewendet 
werden dürfen, dem Rat Vorbehalten bleibt, da 
es sich hier nicht nur um Durchführungsbestim- 
mungen handelt; 

c) in die in Artikel 3 des Vorschlags vorgesehene 
Liste der önologischen Verfahren und Behand- 
lungen alle nach deutschem Recht (§ 2 Abs. 1 
WeinVO) zugelassenen Behandlungsmittel und 
-verfahren aufgenommen werden; 

d) soweit nach deutschem Recht bei einzelnen Be- 
handlungsmitteln und -verfahren Höchstmengen 
und Grenzwerte für Zusätze und Rückstände vor- 
gesehen sind, diese Werte in das EWG-Recht 
übernommen werden; 

e) für nach deutschem Recht nicht zugelassene, in 
dem Verordnungsvorschlag aber vorgesehene 
Behandlungsmittel und -verfahren, soweit erfor- 
derlich, Höchstmengen und Grenzwerte festge- 
setzt werden; 

f) der Festlegung der zulässigen önologischen Ver- 
fahren und Behandlungsmittel nur zugestimmt 
wird, wenn gleichzeitig eine Festlegung der 
Reinheitskriterien und Mindestwirkungswerte 
der zugelassenen Behandlungsmittel erfolgt. 


Bonn, den 23. Oktober 1973 


Braun 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 2. die Bundesregierung zu ersuchen, in weiteren 

Verhandlungen dafür einzutreten, daß der Ver- 
1. von dem Verordnungsvorschlag der Kommission ordungsvorschlag eine Fassung erhält, die die 

der Europäischen Gemeinschaften — Drucksache deutschen weinrechtlichen Vorschriften weitest- 

7/752 — Kenntnis zu nehmen; gehend berücksichtigt. 

Bonn, den 23. Oktober 1973 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Hauck Braun 

Vorsitzender Berichterstatter 
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